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Beratungsgegenstand

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 25 - Biefangstraße -
Beschluss zur Umstellung auf das beschleunigte Verfahren gemäß § 13 a BauGB und zur
Vergrößerung des Geltungsbereichs des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 25 sowie zur
öffentlichen Auslegung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 25

Beschlussvorschlag

1. Der Rat der Stadt beschließt die Umstellung des Verfahrens auf das beschleunigte Verfahren 
gemäß § 13 a BauGB.

Gesetzliche Grundlage: § 2 Abs. 1 i.V. mit § 13a Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20.07.2017 
(BGBl. I, S.2808).

2. Der Rat der Stadt beschließt das Verfahrensgebiet zu vergrößern (siehe Punkt III. der 
Begründung).

Gesetzliche Grundlage: 2 § Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. 
I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20.07.2017 (BGBl. I, S. 2808).
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3. Der Rat der Stadt erklärt sich in Kenntnis der Ergebnisse der Bürgerbeteiligung sowie der An-
hörung der Träger öffentlicher Belange mit dem Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans Nr. 25 - Biefangstraße - vom 16.08.2017 einverstanden und beschließt die öffentliche 
Auslegung nebst Begründung.

Gesetzliche Grundlage: § 13a Abs. 2 Satz 1 Nr.1 i.V. mit § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 Abs. 2 des Baugesetzbuchs 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20.07.2017 (BGBl. I, S. 2808).
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1 Bezug
2
3 Einleitender Beschluss des Rates vom 15.11.2010 zur Satzung über den Vorhabenbezogenen 
4 Bebauungsplan Nr. 25 - Biefangstraße - (Drucksache Nr. B/15/0306-01)
5
6
7 Konsequenzen
8
9 a) Finanzielle

10
11     keine [ X ]
12
13     ja [ ]
14
15 Der Stadt Oberhausen entstehen keine Herstellungskosten, da die Erschließung auf Kosten des 
16 Vorhabenträgers hergestellt und durchgeführt wird.
17
18 Nach Übergabe der öffentlichen Verkehrsflächen an die Stadt Oberhausen fallen Straßenunter-
19 haltungskosten von ca. 3700,--€ an.
20
21 b) Sonstige Keine
22
23
24 Begründung
25
26 I. Bisheriger Verfahrensablauf
27
28 In seiner Sitzung am 15.11.2010 hat der Rat der Stadt Oberhausen gemäß § 12 Abs. 2 BauGB 
29 den Einleitungsbeschluss zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 25 - Biefangstraße - 
30 gefasst.
31
32 Im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 23.09.2004 
33 und nach den „Verfahrensgrundsätzen für die vorgezogene Beteiligung der Bürger an der 
34 Bauleitplanung“ der Stadt Oberhausen vom 18.05.1987 hat der Vorentwurf zum Vorhaben-
35 bezogenen Bebauungsplan Nr. 25 - Biefangstraße - 
36
37 - in der Zeit vom 10.03.2015 – 24.03.2015 einschließlich öffentlich ausgelegen (Darlegung der 
38 Planung);
39
40 - am 17.03.2015 hat die öffentliche Anhörung (Bürgerversammlung) stattgefunden.
41
42 Gemäß § 4 BauGB sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit Schreiben 
43 vom 10.03.2015 bei der Aufstellung des Bebauungsplans beteiligt worden.
44
45 Während der Öffentlichkeitsarbeit sind folgende abwägungsrelevanten Stellungnahmen der 
46 Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
47 Nr. 25 eingegangen:
48
49
50
51
52
53
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54 A. Träger öffentlicher Belange
55
56 1. Bezirksregierung Arnsberg
57 Abteilung 6 Bergbau und Energie
58 Postfach
59 44025 Dortmund
60
61 2. EVO Energieversorgung Oberhausen
62 Netzdokumentation
63 Danziger Straße 31
64 46045 Oberhausen
65
66 3. Emschergenossenschaft
67 Kronprinzenstraße 24
68 45128 Essen
69
70 4. Geologischer Dienst NRW
71 - Landesbetrieb -
72 Postfach 100763
73 47707 Krefeld
74
75 5. IHK Industrie- und Handelskammer
76 Am Waldhausenpark 2
77 45117 Essen
78
79 6. RWW Rheinsich-Westfälische Wasserwerksgesellschaft mbH
80 Postfach 10 16 63
81 45466 Mülheim a. d. 
82
83 B. Beteiligung der Öffentlichkeit
84
85 1. Bürgerversammlung 17.03.2015
86 Aula Gesamtschule Weierheide,
87 Egelsfurthstraße 66
88 46049 Oberhausen
89
90 Die Stellungnahmen der Behörden bzw. sonstigen Träger öffentlicher Belange und die 
91 Niederschrift über die öffentliche Anhörung (Bürgerversammlung) sind der Anlage 2 bzw. 3 zu 
92 entnehmen.
93
94 II. Umstellung des Verfahrens auf ein beschleunigtes Verfahren gemäß § 13 a BauGB
95
96 Da es sich bei dem Plangebiet um eine ehemals bereits genutzte, brachliegende und 
97 größtenteils versiegelte Fläche handelt, die für eine Nachnutzung im Rahmen der 
98 Innenentwicklung geeignet ist, bietet sich die Durchführung des Bauleitplanverfahrens gemäß
99 § 13 a BauGB an. Die Umsetzung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans trägt dazu dabei, 

100 den Freiflächenverbrauch im Sinne einer nachhaltigen Stadtentwicklung zu verringern.
101
102 Daher ist es beabsichtigt, mit dem Beschluss zur öffentlichen Auslegung des Entwurfes des 
103 Vorhabenbezogenen Bebauungsplans das Verfahren auf ein beschleunigtes Verfahren gemäß 
104 § 13 a BauGB umzustellen. Dies ist möglich, wenn ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbar-
105 machung von Flächen, die Nachverdichtung oder für andere Maßnahmen der Innenentwicklung 
106 aufgestellt wird. Angesichts der Lage der brachliegenden Gewerbefläche und der Zielsetzung 
107 des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 25 ist dies zweifellos gegeben.
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108
109 Als Voraussetzung für die Anwendbarkeit des beschleunigten Verfahrens werden zum einen 
110 Grenzwerte für die Festsetzung von Grundflächen im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO genannt. 
111 Demnach kann das beschleunigte Verfahren angewendet werden, wenn die festgesetzte 
112 zulässige Grundfläche unter 20.000 m² liegt. Liegt die festgesetzte zulässige Grundfläche 
113 zwischen 20.000 m² und 70.000 m² kann das beschleunigte Verfahren angewendet werden, 
114 wenn in einer Einzelfallprüfung nachgewiesen werden kann, dass von dem Vorhabenbe-
115 zogenen Bebauungsplan keine erheblichen Umweltauswirkungen ausgehen werden. Im vor-
116 liegenden Fall beträgt die Größe des Plangebiets ca. 18.500 m², weshalb die zulässige Grund-
117 fläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO ebenso unter 20.000 m² liegt.
118
119 Das beschleunigte Verfahren ist zum anderen ausgeschlossen, wenn durch den 
120 Vorhabenbezogenen Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die der 
121 Pflicht zu einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) unterliegen oder Anhaltspunkte für eine 
122 Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB genannten Schutzgüter (die Erhaltungsziele 
123 und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen 
124 Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes) bestehen.
125
126 Die Zielsetzungen bzw. geplanten Festsetzungen des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
127 begründen keine UVP-pflichtigen Vorhaben. Auch bestehen keine Anhaltspunkte für eine 
128 Beeinträchtigung o. g. Schutzgüter. Das beschleunigte Verfahren ist somit anwendbar.
129
130 Im beschleunigten Verfahren wird u. a. von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von 
131 dem Umweltbericht nach § 2 a BauGB und von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, 
132 welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen; § 4 c BauGB 
133 (Überwachung der Umweltauswirkungen) ist nicht anzuwenden. Die Umweltbelange werden 
134 dennoch ermittelt, in der weiteren Planung berücksichtigt und in die Abwägung eingestellt.
135
136 III. Vergrößerung des Plangebietes
137
138 Zum Zeitpunkt des Beschlusses zur Einleitung des Verfahrens zur Aufstellung des 
139 Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 25 - Biefangstraße - waren die Grundstücksflächen, 
140 die sich in der Verfügungsberechtigung des Vorhabenträgers, der SWF-Projektbau befinden, 
141 Gegenstand des Geltungsbereiches. Im Rahmen der weiteren Konkretisierung der Planung hat 
142 sich herausgestellt, dass eine Bereitschaft zur baulichen Arrondierung auf Flächen in direkter 
143 Nachbarschaft, nordöstlich des bisherigen Geltungsbereichs besteht. Die Grundstücksflächen 
144 befinden sich nicht in der Verfügungsberechtigung des Vorhabenträgers. Im Zuge der Auf-
145 stellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes kann gemäß § 12 Abs. 4 BauGB durch 
146 Einbeziehung dieser Grundstücksflächen in den Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen 
147 Bebauungsplans eine geordnete städtebauliche Entwicklung im Übergang zu den bestehenden 
148 Wohnsiedlungsbereichen hergestellt werden. Von daher soll in verträglichem Maße auf diesen 
149 Flächen eine Wohnbebauung durch den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan ermöglicht 
150 werden. Weiterhin ist die Fläche zur Neuanlage eines Fußweges in einer Breite von 3,0 Metern 
151 im Bereich der öffentlichen Grünfläche Ecke Neumühler / Hülskathstraße mit in den Geltungs-
152 bereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans einbezogen worden. Die Neuanlage des 
153 Fußweges dient der Erschließung der angrenzenden geplanten Hausgruppe. Für die Ent-
154 wicklung von Planungsrecht entstehen der Stadt Oberhausen keine Kosten.
155
156
157
158
159
160
161
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162
163 Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Sterkrade, Flur 23, und wird nunmehr wie folgt 
164 umgrenzt:
165
166 Südliche Seite der Biefanger Straße, östliche Grenze des Flurstücks Nr. 930, nördliche Grenze 
167 des Flurstücks Nr. 950, westliche Grenze der Flurstücke Nr. 931 und 1476, nördliche und 
168 östliche Grenze des Flurstückes 1476, östliche Grenze des Flurstückes 1465, nach ca. 31,5 m 
169 westlich abknickend zu einem Punkt der ca. 28,5 m vom nordöstlichen Grenzpunkt des 
170 Flurstücks Nr. 931 auf der östlichen Grenze des Flurstücks Nr. 931 liegt, östliche und 
171 nordöstliche Grenze des Flurstücks Nr. 931, nordwestliche Seite der Neumühler Straße, und 
172 deren westliche Verlängerung bis zu dem Schnittpunkt einer südlichen Parallelen von ca. 3,0 m 
173 zur südöstlichen Grenze des Flurstücks Nr. 26, südliche Parallele von ca. 3,0m zur südöstlichen 
174 Grenze des Flurstücks Nr. 26, abknickend zur östlichen Verlängerung der südwestlichen 
175 Grenze des Flurstückes Nr. 26, östliche Verlängerung der südwestlichen Grenze des Flurstücks 
176 Nr. 26, östliche, nördliche, nordwestliche und westliche Grenze des Flurstücks Nr. 28, nördliche 
177 Seite der Hülskathstraße, westliche Grenze des Flurstücks Nr. 930.
178
179 Der räumliche Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans umfasst den Bereich 
180 des Vorhaben- und Erschließungsplans, der die Flurstücke Nr. 930, 950, 1476, 931, 802 und 26 
181 beinhaltet.
182
183 IV.  Planungsanlass und Ziele
184
185 Das ehemalige Betriebsgelände der Stinnes Grundstücke GmbH & Co im Stadtteil Schwarze 
186 Heide ist seit Ende der 1990er Jahre brach gefallen. Eine gewerbliche Nachnutzung wird an 
187 dieser Stelle nicht mehr angestrebt. Vielmehr sollen für das Plangebiet nun die 
188 planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Wohnnutzung geschaffen werden. Hierzu liegt 
189 ein Antrag auf Einleitung eines Vorhabenbezogenen Bebauungsplanverfahrens gemäß
190 § 12 BauGB vor.
191
192 Es handelt sich bei dem Plangebiet um eine bereits größtenteils versiegelte Fläche, die sich für 
193 eine Nachnutzung im Rahmen der Innenentwicklung anbietet. Die Umsetzung des Vorhabenbe-
194 zogenen Bebauungsplans trägt somit dazu dabei, den Freiflächenverbrauch im Sinne einer 
195 nachhaltigen Stadtentwicklung zu verringern.
196
197 In der Stadt Oberhausen besteht ein Bedarf an Wohnbauflächen für Einzel-, Doppel- und 
198 Reihenhäusern. Die im Plangebiet vorgesehene Wohnnutzung kann dazu beitragen diesen 
199 Bedarf zu decken. Weiterhin bietet sich die Nachnutzung als Wohnbaufläche an dieser Stelle im 
200 Stadtgefüge an, da sich östlich und südwestlich des Plangebiets bereits bestehende 
201 Wohnbebauung befindet. Des Weiteren liegt der Siedlungsschwerpunkt Schwarze Heide in 
202 räumlicher Nähe, womit die für eine Wohnnutzung notwendige Infrastruktur (Nahversorgung, 
203 Kindergarten, Schule) im direkten Umfeld nachgewiesen werden kann.
204
205 V. Hauptplanungsziele
206
207 Mit dem Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 25 - Biefangstraße - werden folgende Haupt-
208 planungsziele verfolgt:
209
210 - Festsetzung von Wohngebieten,
211
212 - Festsetzung von Erschließungsanlagen,
213
214
215
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216 Die im Einleitungsbeschluss benannten Hauptplanungsziele „Sicherung der Verträglichkeit 
217 zwischen geplanter Bebauung und benachbarter Sportnutzung“ und „Regelung der erforder-
218 lichen Ausgleichmaßnahmen“ werden aus folgenden Gründen nicht weiterverfolgt:
219
220 Sportnutzung
221 Im Rahmen der Fortschreibung des Sportstättenkonzepts der Stadt Oberhausen ist unter 
222 Beteiligung der betroffenen Vereine abgestimmt worden, den Sportplatz an der Biefangstraße 
223 aufzugeben und adäquaten Ersatz an anderer Stelle im Stadtgebiet zu schaffen. Die 
224 Fortschreibung des Sportstättenkonzepts ist im Sportausschuss beraten und in der Sitzung des 
225 Rates vom 21.11.2016 als Teil des Haushaltssanierungsplans 2017ff beschlossen worden.
226
227 Mit diesem Beschluss ist nun davon auszugehen, dass auf die vorliegende Planung der 
228 Realisierung einer Wohnbebauung zwischen Biefangstraße und Neumühler Straße kein Sport-
229 lärm mehr einwirkt und die Zielsetzung zur Sicherung der Verträglichkeit zwischen geplanter 
230 Bebauung und benachbarter Sportnutzung obsolet ist.
231
232 Ausgleichsmaßnahmen
233 Bei der Anwendung des § 13a BauGB kann von Verfahrenserleichterungen gemäß § 13 a
234 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1 BauGB Gebrauch gemacht werden.
235
236 Hierzu zählt auch die Nichtanwendung der Eingriffsregelung. Eingriffe, die auf Grund der 
237 Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, gelten als i. S. d. § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB 
238 vor der Planung erfolgt oder zulässig und sind danach nicht auszugleichen.
239
240 VI. Städtebauliches Konzept
241
242 Der Vorhabenträger sieht in dem Plangebiet die Schaffung neuer Wohnbauflächen durch die 
243 Errichtung von Doppelhäusern und Hausgruppen vor. Dabei unterstützt die geplante Bauweise 
244 die städtebauliche Ordnung. Die Hausgruppen werden entlang der Biefangstraße und der 
245 Neumühler Straße bzw. Hülskathstraße angeordnet und nehmen so die bestehenden 
246 Raumkanten auf. Im rückwärtigen inneren Bereich des Plangebietes sind dann ausschließlich 
247 Doppelhäuser vorgesehen. Ergänzt wird das bauliche Konzept durch ein weiteres Einzelhaus 
248 am östlichen Plangebietsrand. Insgesamt ist im Plangebiet die Realisierung von 60 Hausein-
249 heiten, wovon eine Hauseinheit individuell und nicht durch den Vorhabenträger errichtet wird, 
250 vorgesehen. Der Vorhabenträger wird 21 Hauseinheiten in Hausgruppen und 38 Hauseinheiten 
251 als Doppelhäuser realisieren.
252
253 Zentrales Element des städtebaulichen Konzepts ist eine Quartiersmitte, die als begrünte 
254 Platzsituation mit Umfahrung ausgebildet wird. Die Erschließung des Plangebiets erfolgt von der 
255 Biefangstraße im Norden und der Neumühler Straße im Süden. Die Erschließung wird über die 
256 Platzsituation geführt und als durchgehende Verbindung ausgebildet. Durch die verschwenkte 
257 Verkehrsführung und die Ausbildung als verkehrsberuhigte Verkehrsfläche sind Schleichver-
258 kehre als Abkürzung der Verbindung Biefangstraße / Neumühler Straße nicht zu erwarten. 
259 Ausgehend von der Quartiersmitte führt eine weitere Sticherschließung in südlicher Richtung, 
260 um die geplanten südwestlichen Grundstücke zu erschließen. Am Ende der Sticherschließung 
261 ist die Verkehrsfläche so ausgebildet, dass ein Wenden mit einem dreiachsigen Müllfahrzeug 
262 möglich ist. Die abseits dieser öffentlichen Verkehrsflächen liegenden Grundstücke (im 
263 Südwesten und Osten des Plangebietes) werden über kurze Sticherschließungen angebunden. 
264 Die öffentlichen Verkehrsflächen weisen eine ausreichende Breite von 8,00 m auf. Innerhalb 
265 dieser Verkehrsfläche werden Längsparker, gegliedert durch Baumstellungen, untergebracht. 
266 Die Sticherschließungen zur Anbindung von Grundstücken abseits der Haupterschließung 
267 werden mit einer Breite von 5,00 m ausgebaut.
268
269
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270 Für Besucher werden innerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche mindestens 22 Parkplätze 
271 vorgehalten, was dem Anteil an notwendigen Besucherparkplätzen, gemäß den Anforderungen 
272 der Stadt Oberhausen, entspricht. Für die zukünftigen Eigentümer werden die notwendigen 
273 Stellplätze auf dem Grundstück in Form einer Garage / Stellplatz und einer vorgelagerten 
274 weiteren Abstellmöglichkeit angelegt. Somit werden pro Grundstück zwei Abstellmöglichkeiten 
275 für die privaten Pkw nachgewiesen.
276
277 VII. Stellungnahme der Verwaltung zu den vorgebrachten Anregungen
278
279 Zu I. A.1. Bezirksregierung Arnsberg
280 Abteilung 6 Bergbau und Energie
281 Postfach 
282 44025 Dortmund
283
284 Der Planungsbereich liegt über dem auf Steinkohle verliehenen Bergwerksfeld „Heide", über der 
285 auf Kohlenwasserstoffe erteilten Bewilligung „Methost", sowie über dem inzwischen 
286 erloschenen Eisenstein-Distriktsfeld „Gute Hoffnung".
287
288 Eigentümer des Bergwerksfeldes „Heide" ist die RAG Aktiengesellschaft, Shamrockring 1 in 
289 44623 Herne.
290
291 Inhaber der Bewilligung „Methost" ist die A-TEC Anlagentechnik GmbH, Schulstraße 11 in 
292 46519 Alpen.
293
294 Rechtsnachfolger des Eigentümers des erloschenen Bergwerksfelds ist die MAN 
295 Grundstücksgesellschaft mbH, Steinbrinkstraße 170 in 46145 Oberhausen. Über mögliche 
296 zukünftige bergbauliche Maßnahmen im Bereich des Planungsgebiets ist nichts bekannt. 
297 Diesbezüglich wird empfohlen die o. g. Bergwerksfeldeigentümer an der Planungsmaßnahme 
298 zu beteiligen und um Stellungnahme zu bitten.
299
300 Nach den bei der Bezirksregierung Arnsberg vorliegenden Unterlagen ist im Bereich der 
301 Planungsfläche kein heute noch relevanter Bergbau dokumentiert. Mit bergbaulichen Nach-
302 wirkungen auf die Planungsfläche ist danach nicht zu rechnen.
303
304 Stellungnahme der Verwaltung
305
306 Die RAG Aktiengesellschaft, die A-TEC Anlagentechnik GmbH und der Rechtsnachfolger, die 
307 MAN Grundstücksgesellschaft mbH sind im Rahmen der Behördenbeteiligung mit Schreiben 
308 vom 10.03.2015 von der Planungsverwaltung kontaktiert worden. Bedenken wurden bezogen 
309 auf die Bergwerks- und Bewilligungsfelder von den Gesellschaften nicht erhoben.
310
311 Zu I. A.2. EVO Energieversorgung Oberhausen 
312 Netzdokumentation
313 Danziger Straße 31
314 46045 Oberhausen
315
316 Grundsätzlich bestehen keine Bedenken gegen den o.g. Bebauungsplan. Eine Gas-, 
317 Fernwärme- sowie Kabelnetzerweiterung ist zurzeit nicht vorgesehen. Vorhandene Leitungen, 
318 Kabel, Anschlüsse oder Anlagen der Oberhausener Netzgesellschaft mbH dürfen nicht 
319 überbaut, überpflanzt oder sonst irgendwie beeinträchtigt werden.
320
321
322
323
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324 Stellungnahme der Verwaltung
325
326 Der Hinweis zum Umgang mit vorhandenen Leitungen wird berücksichtigt und den Beteiligten 
327 im Rahmen der Umsetzung der Maßnahme mitgeteilt.
328
329 Zu I. A.3. Emschergenossenschaft 
330 Kronprinzenstraße 24
331 45128 Essen
332
333 Da das Plangebiet im Einflussbereich mehrerer vorhandener und geplanter genossen-
334 schaftlicher Anlagen liegt, die durch die zukünftige Entwässerungsrichtung des Plangebietes 
335 und ggf. die eingeleiteten Abwassermengen beeinflusst werden können, wird um weitere 
336 Beteiligung in den nachfolgenden Planungsschritten gebeten.
337
338 Das Plangebiet liegt im erweiterten Einzugsgebiet der Brunnenanlage Oberhausen-
339 Buschhausen. Aufgrund von Bergsenkungen treten hier erhöhte Grundwasserstände auf. Es 
340 wird empfohlen, die Kellergeschosse baulich gegen Grundwasser zu schützen - zum Beispiel 
341 mit einer „Weißen Wanne".
342
343 Die Stadt Oberhausen hat im Jahr 2005 gemeinsam mit den anderen Emscher-Kommunen und 
344 dem Land NRW die Zukunftsvereinbarung Regenwasser unterzeichnet und bekennt sich somit 
345 zu dem Ziel, den Abfluss in die Mischkanalisation bis zum Jahr 2020 um 15 % zu reduzieren. 
346 Unabhängig von der Fragestellung, ob der § 51a LWG Anwendung findet oder nicht, sind 
347 deshalb alle Maßnahmen auszuschöpfen, den Regenabfluss in die Mischkanalisation zu 
348 verringern. Sollte aufgrund der Bodenverhältnisse keine ober- oder unterirdische Versickerung 
349 möglich sein, können dazu auch Maßnahmen wie Dachbegrünungen, Regenwassernutzung 
350 und/oder durchlässige Befestigung von Flächen vorgesehen werden, die weniger von der 
351 Untergrundbeschaffenheit abhängig sind.
352
353 Stellungnahme der Verwaltung
354
355 Die Emschergenossenschaft wird in den weiteren Planungsschritten und in notwendigen 
356 betroffenen Entscheidungen im Rahmen der Umsetzung und Realisierung der Planung beteiligt.
357
358 Im Rahmen der baulichen Umsetzung des Vorhabens werden evtl. notwendig werdende oder 
359 lokal begrenzte Maßnahmen gegen eindringendes Grundwasser, wie z. B. die Ausführung einer 
360 „Weißen Wanne“ oder vergleichbares vorgesehen und mit den entsprechenden Fachbehörden 
361 abgestimmt. Ein entsprechender Hinweis ist in den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan aufge-
362 nommen worden.
363
364 Maßnahmen gemäß § 44 LWG können aufgrund der vorhandenen Belastungen der Böden und 
365 der bestehenden Auffüllungen nicht empfohlen werden. Da eine Entflechtung des städtischen 
366 Abwassersystems in Zukunft nicht absehbar ist erfolgt die Entwässerung des Wohngebietes im 
367 Mischsystem.
368
369 Zum Umgang mit Niederschlagswasser ist jedoch in den Bebauungsplan durch textliche 
370 Festsetzung aufgenommen worden, dass die Stellplätze und die privaten Zufahrten zu Garagen 
371 und Stellplätzen sowie die privaten Fußwege mit versickerungsfähigen Ober- und Untermaterial 
372 hergestellt werden. Ebenso sind Flachdächer von Garagen und Carports mindestens extensiv 
373 zu begrünen. So kann ein geringer Anteil des Regenwassers direkter Bestandteil des Wasser-
374 kreislaufs bleiben.
375
376
377
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378 Zu I. A.4. Geologischer Dienst NRW
379 - Landesbetrieb -
380 Postfach 100763
381 47707 Krefeld
382
383 Das Plangebiet befindet sich innerhalb der alten Emscheraue. Den Baugrund bilden wasserbe-
384 einflusste fluviatil abgelagerte setzungssensible Substrate über holozänen Niederterrassen-
385 sedimenten. Insbesondere im westlichen Planbereich (angrenzend an das Sportplatzgelände im 
386 Bereich des ehemaligen Stinnes Betriebsgeländes) ist mit einem höheren Grundwasserstand im 
387 Gründungsbereich der Fundamente zu rechnen.
388
389 Der Baugrund ist objektbezogen zu untersuchen und zu bewerten.
390
391 Stellungnahme der Verwaltung
392
393 Im Rahmen der baulichen Umsetzung des Vorhabens werden sämtliche Erdarbeiten fachgut-
394 achterlich begleitet. 
395
396 Bezüglich der erhöhten Grundwasserstände enthält der Vorhabenbezogene Bebauungsplan 
397 einen Hinweis in dem empfohlen wird, die Kellergeschosse baulich gegen Grundwasser, wie
398 z. B. eine „Weiße Wanne“, zu schützen.
399
400 Zu I. A.5. IHK Industrie- und Handelskammer Essen
401 Am Waldhausenpark 2
402 45117 Essen
403
404 Es wird darauf hingewiesen, dass sich im Umfeld des Plangebiets Unternehmen befinden, die 
405 durch die Planung und Umsetzung der Maßnahme nicht beeinträchtigt werden dürfen. 
406 Maßnahmen während des Baustellenbetriebs sind mit den Unternehmen frühzeitig abzu-
407 stimmen. Abschließend wird auf den andauernden Verlust von Gewerbeflächen hingewiesen.
408
409 Stellungnahme der Verwaltung
410
411 Sollten bei der Umsetzung und Realisierung des Vorhabens Beeinträchtigungen der 
412 benachbarten Unternehmen, wie z. B. der Gastankstelle zu befürchten sein, werden diese 
413 frühzeitig an dem Umsetzungskonzept (Absperrungen, Eingriffe in die technische Infrastruktur) 
414 beteiligt.
415
416 Von Seiten der städtischen Verwaltung wird zugestimmt, dass die Bereitstellung von 
417 gewerblichen Flächen bedeutend für die städtische Entwicklung ist. Von Seiten des 
418 ursprünglichen Eigentümers wird eine gewerbliche Nutzung des Grundstücks nicht weiter 
419 verfolgt. Durch den Einleitungsbeschluss wurde der politische Wille dokumentiert, an dieser 
420 Stelle eine Wohnbauentwicklung voranzutreiben. Die Absicht, die Fläche für eine 
421 Wohnungsbauentwicklung zu nutzen wird auch durch die Darstellung von Wohnbauflächen auf 
422 der flächennutzungsplanerischen Ebene im Regionalen Flächennutzungsplan als vorbe-
423 reitender Bauleitplan dokumentiert. Des Weiteren liegt der Siedlungsschwerpunkt Schwarze 
424 Heide in räumlicher Nähe, womit die für eine Wohnnutzung notwendige Infrastruktur (Nahver-
425 sorgung, Kindergarten, Schule) im direkten Umfeld nachgewiesen und gestärkt werden kann.
426
427
428
429
430
431
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432 Zu I. A. 6. RWW Rheinisch-Westfälische Wasserwerksgesellschaft mbH
433 Am Schloss Broich 1-3
434 45479 Mülheim a. d. Ruhr
435
436 Gegen den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan bestehen keine grundsätzlichen Bedenken.
437
438 Ein Planausschnitt mit den eingetragenen Linienführungen der vorhandenen Versorgungs-
439 leitungen der RWW wurde der Stellungnahme beigefügt. Die Lage und Tiefe der in den 
440 Planunterlagen eingetragenen Wasserrohrleitungen und Kabel kann von der tatsächlichen Lage 
441 und Tiefe abweichen.
442
443 Hausanschlussleitungen gehören den Anschlussnehmern der RWW. Hierfür besitzen die RWW 
444 keine Planunterlagen. Bei dem Service-Point Oberhausen, Telefon 0208 690190, kann nach 
445 Terminvereinbarung die Lage der Leitungen in der Örtlichkeit anzeigt werden. RWW haftet nicht 
446 für unrichtige Planunterlagen.
447
448 Wichtig ist bei Baumaßnahmen die Schutzanweisung für erdverlegte Anlagen der RWW, 
449 Rheinisch Westfälische Wasserwerksgesellschaft, die bei Arbeiten im Bereich der Anlagen der 
450 RWW unbedingt zu beachten ist. Diese Anweisung liegt vor. Bei Bedarf können weitere 
451 Exemplare zur Verfügung gestellt werden.
452
453 Für neu entstehende Gebäude ist eine Erweiterung des bestehenden Versorgungsnetzes 
454 erforderlich.
455
456 Stellungnahme der Verwaltung
457
458 Die genannten Schutzanweisungen für erdverlegte Anlagen werden zur Kenntnis genommen. 
459
460 Die Erweiterung des bestehenden Versorgungsnetzes wird im Rahmen der konkreten 
461 Ausführungsplanung geprüft und mit den Versorgungsträgern abgestimmt.
462
463 Zu I. B. 1. Bürgerversammlung 17.03.2015
464 Gesamtschule Weierheide
465 Egelsfurthstraße 66
466 46 049 Oberhausen
467
468 Im Rahmen der Bürgerversammlung wurden im Wesentlichen folgende Themen erörtert:
469
470 - Errichtung eines Kinderspielplatzes;
471
472 - Gestaltung des notwendigen Lärmschutzes und Abgrenzung gegenüber benachbarten 
473 Grundstücken;
474
475 - Herstellung der notwendigen Erschließungsanlagen und Festlegung der Verkehrsführung;
476
477 - Berücksichtigung alternativer Versorgungseinrichtungen (Pellet Anlage, optimierte 
478 Energiekonzepte;
479
480 - Zeitraum, Beginn der Umsetzung, Ausführung in Bauabschnitten;
481
482 - Angebot Stellplätze / Besucherparkplätze;
483
484 - Grundsätzliche Entwicklung des Plangebiets;
485
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486 Die dazu auf der Bürgerversammlung am 17.03.2015 abgegebenen Stellungnahmen sind der 
487 Niederschrift (siehe Anlage 3) zu entnehmen.
488
489 VIII. Weiterer Verfahrensablauf
490
491 - Fortführung des Verfahrens als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a 
492 BauGB;
493
494 - Einverständnis des Rates mit dem Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans sowie 
495 Beschluss des Rates gemäß § 3 Abs. 2 BauGB betreffend die öffentliche Auslegung dieses 
496 Entwurfes;
497
498 - 2. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4
499 Abs. 2 BauGB;
500
501 - Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung im Amtsblatt der Stadt Oberhausen;
502
503 - Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die Dauer eines Monats;
504
505 - Entscheidung des Rates über die vorgebrachten Anregungen sowie Satzungsbeschluss 
506 gemäß § 10 Abs. 1 BauGB;
507
508 - Rechtskraft des Bebauungsplans durch Veröffentlichung des Satzungsbeschlusses.
509
510 IX. Kurzzusammenfassung
511
512 Der Rat der Stadt beschließt die öffentliche Auslegung des Entwurfs zum Vorhabenbezogenen 
513 Bebauungsplan Nr. 25 - Biefangstraße / Neumühler Straße -.
514
515 Des Weiteren wird der Vorhabenbezogene Bebauungsplan als Bebauungsplan der 
516 Innenentwicklung gemäß § 13 a BauGB „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ im beschleu-
517 nigten Verfahren fortgeführt und es wird daher auf die Erstellung eines Umweltberichts ver-
518 zichtet.
519
520 Durch den Bebauungsplan sollen auf ehemals gewerblich genutzten Flächen die 
521 planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Entwicklung von 60 Wohnbaugrundstücken im 
522 Einzeleigentum geschaffen werden.
523
524 Die Erschließungsanlagen werden durch den Vorhabenträger hergestellt und nach 
525 Fertigstellung an die Stadt Oberhausen übergeben.
526
527
528 Anlagen
529
530 Anlage 1: Verkleinerter Auszug des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 25
531
532 Anlage 2: Kopien der abwägungsrelevanten Stellungnahmen der frühzeitigen Beteiligung
533
534 Anlage 3: Niederschrift der Bürgerversammlung am 17.03.2015
535
536 Anlage 4: Begründung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 25
537
538
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539 Die umfangreichen Anlagen 2 - 4 werden aus Kostengründen und damit als Beitrag zur Haushalts-
540 konsolidierung nicht in Papierform beigefügt. Sie liegen aber während der Sitzung zur Einsichtnahme 
541 aus und können darüber hinaus vorab über das Ratsinformationssystem ALLRIS heruntergeladen 
542 werden. Im Übrigen sind wesentliche Aussagen der Anlagen bereits Bestandteil dieser Vorlage.
543
544
545
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